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Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung Lindetal beschlie3t die in der Anlage aufgefiihrte Satzung der
Gemeinde Lindetal tUber die Erhebung von Beitragen fiir den Ausbau von Strallen, Wegen
und Platzen (StralRenausbaubeitragssatzung).

Sachverhalt:

Die in der Gemeindevertretersitzung am 22.05.2017 beschlossene
Strallenausbaubeitragssatzung wurde der Rechts- und Kommunalaufsicht des Landkreises
Mecklenburgische Seenplatte angezeigt. Die Rechts- und Kommunalaufsicht hat hierzu
Hinweise, die zu beriicksichtigen sind. Eine erneute Uberarbeitung ist daher notwendig. Die
jetzt zum Beschluss vorliegende Satzung wurde der Rechts- und Kommunalaufsicht im
Entwurf angezeigt und zur BeschlieBung durch die Gemeindevertretung freigegeben.

Geandert wurden folgende Hinweise:

- § 1 Satz 1 wurde um den Begriff ,Anschaffung” erganzt

- § 3 Abs. 2, 1. Anstrich — ,die Anschaffung...”

- § 5 Abs. 2 Nr. 4 —der Vervielfaltiger 0,05 wurde zu 1,0 geandert

- § 9 wurde um einen Satz aus dem Kommunalen Abgabengesetz M-V erweitert: ,Ist
die Beitragspflicht sechs Jahre nach Erlass des Vorausleistungsbescheides noch
nicht entstanden, kann die Vorausleistung zurtickverlangt werden.

- § 3: die Tabelle aus dem Absatz 1 wurde separat als Absatz 2 ausgewiesen

Rechtliche Grundlage:
Kommunales Abgabengesetz Mecklenburg-Vorpommern

Haushaltsrechtliche Auswirkungen:
Einnahmen aus StraRenausbaubeitragen

Anlagen:
StralRenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Lindetal



Rosemarie Kroh gez. Lorenz

Blrgermeisterin Blrgermeister der
geschaftsfihrenden
Gemeinde



Satzung der Gemeinde Lindetal liber die Erhebung von Beitragen fiir den Ausbau von Straflen,
Wegen und Plitzen
(StraBenausbaubeitragssatzung)

Aufgrund des 5 der Kommunalverfassung fir das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011, S. 777) und der §§ 1, 2 und 8 des
Kommunalabgabengesetztes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KAG M-V) vom 12. April 2005,
(GVOBI. M-V 2005 S.146) letzte Anderung vom 14. Juli 2016 (GVOBI. M-V S. 584) hat die
Gemeindevertretung Lindetal in ihrer Sitzung am ................... folgende Satzung Uber die Erhebung von
Beitrdgen fir den Ausbau von StraRen, Wegen und Platzen (StralRenausbaubeitragssatzung)
beschlossen:

§1
Allgemeines

Zur Deckung des Aufwandes fir die Anschaffung, Herstellung, Verbesserung, Erweiterung, Erneuerung
und den Umbau von offentlichen Strallen, Wegen und Platzen, auch wenn sie nicht zum Anbau
bestimmt sind, erhebt die Gemeinde Lindetal (mit ihren Ortsteilen Ballin, Rosenhagen, Plath, Leppin,
Alt Kébelich, Dewitz, Marienhof) Beitrdge von den Beitragspflichtigen des § 2, denen durch die
Moglichkeit der Inanspruchnahme dieser Einrichtung Vorteile erwachsen. Zu den Einrichtungen
gehoren auch Wohnwege, die aus tatsachlichen oder rechtlichen Griinden nicht mit dem Kraftfahrzeug
befahren werden.

§2
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides
Eigentiimer des Grundstilickes ist. Bei einem erbbaubelasteten Grundstiick ist der
Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentlimers beitragspflichtig. Ist das Grundstlick mit einem
dinglichen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 4 des Einfihrungsgesetzes zum Birgerlichen
Gesetzbuch belastet, so ist der Inhaber dieses Rechts an Stelle des Eigentiimers beitragspflichtig.
Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die
einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil
beitragspflichtig.

(2) Bei Erhebung von Vorausleistungen (§ 9) gilt Absatz 1 entsprechend.



§3
Beitragsfahiger Aufwand und Vorteilsregelung

(1) Der beitragsfahige Aufwand wird nach den tatsachlichen Kosten ermittelt.

(2) Zum beitragsfahigen Aufwand gehdren insbesondere die Kosten fiir

Anteile der Beitragspflichtigen am
beitragsfahigen Aufwand
Anlieger- | Innerorts- | Hauptverkehrs-
stralle stralle stralle
1. Fahrbahn (einschl. Sicherheitsstreifen, Rinnsteine) 75 % 50 % 25%
2 Gehwege (einschl. Sicherheitsstreifen und 75 % 65 % 60 %
Bordstein)
3. Radwege (einschl. Sicherheitsstreifen) 75 % 50% 30%
4 Kombinierte Geh- und Radwege (einschl. 75 % 60 % 45 %
Sicherheitsstreifen und Bordstein)
5. Unselbstandige Park- und Abstellflachen 75 % 55% 40 %
6. unselbstandige Griinanlagen, StralRenbegleitgriin 75 % 60 % 50 %
7. Beleuchtungseinrichtungen 75 % 60 % 50 %
8. Entwasserungseinrichtungen 75 % 55% 55%
9. verkehrsberuhigte Bereiche, Mischverkehrsflachen 75 % 60 % 50 %
10. FulRgangerzonen 60%
11. AuRenbereichsstrallen siehe § 3 Abs. 3
12. unbefahrbare Wohnwege 75 %

Zum beitragsfahigen Aufwand gehoren ferner die Kosten fiir

Sie werden der jeweiligen Teileinrichtung (Nr. 1 — 12) entsprechend zugeordnet.

die Anschaffung der erforderlichen Grundflachen einschlieBlich der beitragsfahigen
Malnahmen zuzuordnenden Ausgleichs- und Ersatzflachen

(hierzu gehort auch der Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermoégen bereitgestellten
Flachen im Zeitpunkt der Bereitstellung)

die Freilegung der Flachen

die Moblierung einschlielllich Absperreinrichtungen, Pflanzbehalter und Spielgerate,
die Boschungen, Schutz- und Stiitzmauern,

Bauleitungs- und Planungskosten eines beauftragten Ingenieurbiiros

den Anschluss an andere Einrichtungen.

(3) Strallen, Wege und Platze, die nicht zum Anbau bestimmt sind (AuBenbereichsstralRen),

a)

b)

c)

die Uberwiegend der Bewirtschaftung von Feld- und Waldgrundstiicken dienen und keine
Gemeindeverbindungsfunktion haben (Wirtschaftswege), werden den AnliegerstraRen
gleichgestellt,

die Uberwiegend der Verbindung von Ortsteilen und anderen Verkehrswegen innerhalb des
Gemeindegebietes dienen (§ 3 Nr. 3 b zweite und dritte Alternative StrWG M-V), werden den
Innerortsstrallen gleichgestellt,

die berwiegend dem nachbarlichen Verkehr der Gemeinden dienen (§ 3 Nr. 3 b erste
Alternative StrWG M-V), werden den HauptverkehrsstraBen gleichgestellt.



(4)

(5)

(6)

(7)

(1)

(2)

(1)

(2)

Im Sinne des Abs. 2 gelten als

1. AnliegerstraBen — StraBen, Wege und Platze, die ausschliellich oder Uberwiegend der
ErschlieBung der angrenzenden oder durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen
Grundstlicke dienen,

2. Innerortsstrale — StraRen, Wege und Platze, die weder lberwiegend der Erschlielung von
Grundstiicken noch lGberwiegend dem (iberortlichen Durchgangsverkehr dienen,

3. Hauptverkehrsstralen — StralRen, Wege und Platze (hauptsachlich Bundes-, Landes-, und
KreisstraBen), die neben der ErschlieBung von Grundstiicken und neben der Aufnahme von
inneroértlichem Verkehr Gberwiegend dem (iberdrtlichen Durchgangsverkehr dienen,

4. Verkehrsberuhigte Bereiche — Strallen, Wege und Platze, die als Anliegerstralen oder (in
Ausnahmenfallen) als Innerortsstrale nach der StraRenverkehrsordnung entsprechend
gekennzeichnet sind (§ 42 Abs. 4a STVO Zeichen 325/3265). Sie sind als Mischverkehrsflache
ausgestaltet und dirfen in ihrer ganzen Breite von allen Verkehrsteilnehmern benutzt werden.

Die Gemeinde kann durch Satzung vor Entstehung der Beitragspflicht bestimmen, dass auch nicht
in Absatz 2 genannte Kosten zum beitragsfahigen Aufwand gehoren.

Der Aufwand fiir die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraflen ist
nur insoweit beitragsfahig, sofern die Fahrbahn breiter sind als die anschlieBenden freien Strecken.
Nicht beitragsfahig ist der Aufwand fiir Briicken, Tunnel und Unterfilhrungen mit den
dazugehorenden Rampen.

Vor Beginn der geplanten baulichen MaBnahmen ist zu gewahrleisten, dass die Anlieger Uber das
Vorhaben informiert werden.

§4
Abrechnungsgebiet

Das Abrechnungsgebiet bilden die Grundstiicke, von denen aus wegen ihrer raumlichen engen
Beziehung zur ausgebauten Einrichtung eine qualifizierte Inanspruchnahmemadoglichkeit dieser
Einrichtung eroffnet wird.

Wird ein Abschnitt einer Anlage oder werden zu einer Abrechnungseinheit zusammengefasste
Anlagen abgerechnet, bilden der Abschnitt bzw. die Abrechnungseinheit das Abrechnungsgebiet.

§5
Beitragsmafstab

Der nach § 3 ermittelte, auf die Beitragspflichtigen entfallende Anteil am beitragsfahigen Aufwand
wird nach der gewichteten Grundsticksflaiche auf die das Abrechnungsgebiet (§ 4) bildenden
Grundsticke verteilt.

Fiir die Ermittlung der Grundstlicksflachen gilt:

1. Soweit Grundstiicke insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und
mit der Restflache innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, wird die
Flache, fir die der Bebauungsplan die bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare
Nutzungsfestsetzung festsetzt und die im Zusammenhang bebauten Ortsteil liegende
Restflache mit einem Vervielfaltiger von 1,0 berticksichtigt.



Fir Teile der Grundstiicksflache, auf die der Bebauungsplan die bauliche, gewerbliche,
industrielle oder vergleichbare Nutzungsfestsetzung nicht bezieht und auch sonst nicht baulich,
gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise nutzbar sind, gilt ein Vervielfaltiger von
0,05.

Liegt ein Grundstick nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, aber im Zusammenhang
eines bebauten Ortsteiles oder im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB wird
die Grundsticksflache, die baulich, gewerblich, industrielle oder vergleichbar genutzt wird
oder genutzt werden kann, in vollem Umfang (Vervielfaltiger 1,0) bericksichtigt.

Liegt ein Grundstiick teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und im Ubrigen mit seiner
Restflache im AuBenbereich (§ 35 BauGB) wird eine Flache bis zu einer Tiefe von 44 m in vollem
Umfang (Vervielfaltiger 1,0) beriicksichtigt. Ist das Grundstiick Gber die Tiefenbegrenzungslinie
hinaus baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzt, wird die Flache bis zum Ende
dieser Nutzung zu Grunde gelegt. Als Bebauung in diesem Sinne gelten nicht untergeordnete
Baulichkeiten, die nicht mehr als 15 Kubikmeter Brutto- Rauminhalt haben.

Flr die vorstehenden Regelungen dient zur Abgrenzung der baulich, gewerblich, industriell
oder vergleichbar genutzten Grundstiicksflache eine Linie in gleichmalRigem Abstand von der
StraRe, dem Weg oder dem Platz.

Der Abstand wird:

a) bei Grundsticken, die an der Strale, den Weg oder den Platz angrenzen, von der
StraRengrenze aus gemessen,

b) bei Grundsticken, die nicht an die 6ffentliche Anlage angrenzen oder lediglich durch einen
zum Grundstiick gehérenden Weg mit ihr verbunden sind, die Flache zwischen der der
offentlichen Anlage zugewandten Grundstiicksseite und einer Linie, die in einem
gleichmaRigen Abstand von 44 m zu ihr verlauft; die Zuwegungsflache ist der ermittelten
Flache hinzuzurechnen.

Die liber den vorstehenden Tiefenbegrenzungsregelungen hinausgehenden Flachen des
Grundstiicks, die nicht baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzt werden oder
genutzt werden kdnnen, werden mit dem Vervielfaltiger 0,05 angesetzt.

Flr bebaute Grundstiicke im AulRenbereich (§ 35 BauGB) wird als Grundsticksflache fir den
bebauten Teil die mit Gebduden liberbaute Flache mit dem Vervielfdltiger 5 beriicksichtigt;
hochstens wird die tatsachliche Grundstiicksgrofie beriicksichtigt. Fiir unbebaute gewerblich
oder industriell genutzte Grundstliicke im Aullenbereich wird die so genutzte
Grundsticksflache mit dem Vervielfdltiger 1,0 bericksichtigt. Flr alle anderen unbebauten
Grundsticke im AuRenbereich, insbesondere land- oder forstwirtschaftlich genutzte, wird die
Grundsticksflache mit dem Vervielfaltiger 0,05 angesetzt.

An Stelle der in Ziff. 1 bis 4 geregelten Vervielfiltiger wird die Grundstiicksflache bei
nachfolgenden Funktionen in den Fallen der Ziff. 1 auf Grund der zuldssigen, in den Fallen der
Ziff. 2, 3 und 4 auf Grund der tatsdchlichen Nutzungen nach nachstehender Tabelle ermittelt:

a) Friedhofe 0,3
b) Sportplatze- und Festplatze 0,3
c) Dauerkleingarten 0,5
d) Freibader 0,5

e) Bootshaduser / Bootshausflachen 0,5



f) Campingplatze 0,7
g) Abfallbeseitigungseinrichtungen 1,0
h) Bodenabbau, Lagerplatze 1,0
i) Gartenbaubetriebe und Baumschulen ohne Gewéachshausflachen 0,5
j) Gartenbaubetriebe mit Gewéachshausflachen 0,7

k) Teichanlagen, die zur Fischzucht dienen 0,05

(3) Zur Bericksichtigung des unterschiedlichen Males der Nutzung wird die nach Absatz 2 Nr. 1 bis 4
ermittelte Flache - ohne die mit dem Faktor 0,05 berticksichtigten Flachen - vervielfacht mit

a) bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss 1,0
b) bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen 1,3
c) beieiner Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen 1,5
d) bei einer Bebaubarkeit mit vier oder finf Vollgeschossen 1,6
e) bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen 1,7

(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 3 gilt

1.

soweit ein Bebauungsplan besteht,
a) die darin festgesetzte hdchstzuldssige Zahl der Vollgeschosse,

b) bei Grundsticken, fir die Zahl der Vollgeschosse nicht festgesetzt, sondern nur die Hohe
der baulichen Anlagen angegeben ist, die durch 3,5 geteilte hochstzulassige Gebdudehdhe
auf ganze Zahlen auf- oder abgerundet,

¢) beiGrundsticken, fiir die nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die Baumassenzahl geteilt
durch 3,5 auf ganze Zahlen auf- oder abgerundet,

d) bei Grundstiicken, fir die gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne Bebauung
festgesetzt ist, die Zahl von einem Vollgeschoss,

e) bei Grundsticken, flir die tatsdchlich eine hohere als die festgesetzte Zahl der
Vollgeschosse zugelassen oder vorhanden ist, ist diese zu Grunde zu legen, dies gilt
entsprechend, wenn die zuldssige Baumassenzahl oder die hdchstzuldssige Gebaudehohe
Uberschritten werden.

soweit keine Festsetzung besteht,
a) bei bebauten Grundsticken, die Zahl der tatsadchlich vorhandenen Vollgeschosse,

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstiicken die Zahl der in der ndheren Umgebung
lberwiegend vorhandenen Vollgeschosse,

¢) bei Grundstiicken, die mit einer Kirche bebaut sind, wird die Kirche als eingeschossiges
Gebaude behandelt,

d) bei Grundstlicken, auf denen nur Garagen oder Stellplatze eingerichtet werden dirfen, die
Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene.

Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheit des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei
gewerblichen oder industriell nutzbaren Grundstiicken als Hohe eines zuldssigen Geschosses
im Sinne dieser Satzung 3,50 m und bei allen in anderer Weise nutzbaren Grundstiicken 2,6 m
zu Grunde gelegt.



(5) Zur Berticksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung wird die nach Absatz 3 ermittelte
Flache vervielfacht mit

a) 1,5 wenn das Grundstiick innerhalb eines tatsachlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch
Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, 4 und 4a Baunutzungsverordnung —
BauNVOQ), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder ohne
entsprechende Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebiets {berwiegend
gewerblich oder (iberwiegend in einer der gewerblichen Nutzung dahnlichen Weise genutzt wird,

b) 2,0 wenn das Grundstiick innerhalb eines tatsédchlich bestehenden (§ 34 BauBG) oder durch
Bebauungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO),
Industriegebietes (§ 9 BauNVO), oder sonstigen Sondergebietes (§ 11 BauNVO) liegt.

(6) Bei Uberwiegend Wohnzwecken dienende Grundstiicke, die von mehr als einer vollstdndig in der
Baulast der Gemeinde stehenden beitragsfahigen Anlage bevorteilt werden, wird der sich nach § 5
ergebende Beitrag nur zu zwei Dritteln erhoben.

§6
Kostenspaltung

Der Beitrag kann fir die im § 3 Abs. 2 Nr. 1 — 8 genannten Teileinrichtungen gesondert und ohne
Bindung an die aufgefiihrte Reihenfolge selbsténdig erhoben werden (Kostenspaltung).

§7
Abschnittsbildung

(1) Der Aufwand kann auch fiir die Abschnitte einer Anlage ermittelt und abgerechnet werden, wenn
diese selbstandig in Anspruch genommen werden kdnnen (Abschnittsbildung).

(2) Im Fall der Abschnittshildung gilt § 6 entsprechend.

§8
Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht mit der endgiiltigen Herstellung, Verbesserung, Erweiterung oder
Erneuerung der Anlage, in den Fallen des § 6 mit der Beendigung der TeilmalRnahme und in den Fallen
des § 7 Abs. 1 mit der endgiiltigen Herstellung, Verbesserung, Erweiterung oder Erneuerung des
Abschnittes.

§9
Vorausleistungen

Auf die kiinftige Beitragsschuld kénnen Vorausleistungen bis zur Hohe der voraussichtlichen
Beitragsschuld verlangt werden, sobald mit der Durchflihrung der MaRnahme begonnen worden ist.
Die Vorausleistung ist mit der endgliltigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorleistende
nicht endgiiltig beitragspflichtig ist. Ist die Beitragspflicht sechs Jahre nach Erlass des
Vorausleistungsbescheides noch nicht entstanden, kann die Vorausleistung zurilickverlangt werden.

8§10
Ablosung des Beitrages



Vor Entstehen der Beitragspflicht kann die Ablésung durch 6ffentlich-rechtlichen Vertrag vereinbart
werden. Der Abl6ésebetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Hohe des nach Malgabe dieser
Satzung entstehenden Beitrages. Ein Rechtsanspruch auf die Ablésung besteht nicht. Durch Zahlung
des Ablosungsbetrages wird die Beitragspflicht endgiiltig abgegolten.

§11
Veranlagung, Filligkeit

Der Beitrag bzw. die Vorausleistung wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach
Bekanntgabe des Bescheides fillig.

§12
In- Kraft- Treten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die StraRenausbaubeitragssatzung vom 18.06.2017 aulSer Kraft.

Lindetal, den

Kroh
Blrgermeisterin

Im Internet unter www.burg-stargard.de veroffentlicht.




	Vorlage
	Anlage  1 2017-10-20 Straßenausbaubeitragssatzung Lindetal

